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29 Jahre lang hat Robert Ledergerber in Doppelfunktion das Schaltpult
im Gaiserbahnhof bedient und Billette verkauft.

Ein bedienter Schalter weniger
Wie die SBB müssen sich auch Privatbahnen zunehmend wirtschaftlichen Zwängen beugen.
Seit gestern ist daher der Schalter der Appenzeller Bahnen im Gaiserbahnhof definitiv geschlossen.
PETER HUMMEL

Der Auslöser für den unpopulären
Entscheid zur Schliessung des
Schalters im Nebenbahnhof war
vor allem betrieblicher Natur:
Nachdem 2010 im ersten Stock die
neue Leitzentrale der Appenzeller
Bahnen (AB) in Betrieb genom-
men wurde, sollen bis Herbst
sämtliche Linien daran ange-
schlossen sein. Damit entfällt die
aus Kostengründen ideale Dop-
pelfunktion des Personals im Erd-
geschoss des Gaiserbahnhofs. Es
war teils als Fahrdienstleiter für
die Strecke St.Gallen–Appenzell,
teils als Kundenberater tätig.

Wirtschaftlich nicht vertretbar
Die Weiterführung des Schal-

ters sei sehr gut geprüft worden,
sagt AB-Mediensprecher Alexan-
der Liniger. Angesichts «der be-
scheidenen Umsatzperspektiven»
sei aber zusätzliches, separates
Verkaufspersonal wirtschaftlich
nicht vertretbar. Dies auch, weil
Internet- und Automatenverkäufe
weiter zunehmen würden.

Bei den Mitarbeitern, die zwar
alle in der Betriebszentrale ein
Stockwerk höher weiterarbeiten
können, ist ein Bedauern über die
Schliessung nicht zu überhören:
Erstens haben sie ihre abwechs-
lungsreiche Arbeit mit Kunden-
kontakt sehr geschätzt. Zum an-

dern sind sie aufgrund der anhal-
tenden negativen Kommentare,
die sie seit dem Schliessungsent-
scheid am direktesten zu hören
bekamen, nicht sicher, ob dieser
Schritt tatsächlich richtig ist.

Geschätzte Kundenberater
Noch in den 1990er-Jahren war

im ehemaligen Gepäckbereich
des Gaiserbahnhofs anstelle des
altmodischen Fensterschalters
eine moderne Kundenhalle er-
richtet worden. Seit damals war
das Schalterpersonal nicht mehr
einfach Billettverkäufer, sondern
es wirkte als kompetente Kunden-

berater. Bei vielen Stammkunden
galt die Verkaufsstelle trotz der
etwas abgelegenen Lage als Ge-
heimtip für jegliche Billette. Ers-
tens musste man hier kaum je
warten. Zweitens bekam man
Auslandbillette ohne den von den
SBB verlangten Zuschlag. GA-
Käufer wurden gar mit einer
Kronberg-Tageskarte belohnt. Am
Sonntagmorgen seien durchaus
bis zu 200 Kunden bedient wor-
den.

Schalter vorschnell aufgegeben?
Im Gespräch mit Kunden und

Personal im Gaiserbahnhof wird

rasch einmal die Frage gestellt, ob
in Kombination mit andern
Dienststellen der AB nicht doch
eine Weiterführung des beliebten
Schalters möglich gewesen wäre.
Und mit Blick in die nahe Zukunft
wundert sich einer, ob der Schal-
ter nicht sogar vorschnell aufge-
geben wurde: Bald werde nämlich
in unmittelbarer Nähe viel Fuss-
gängerverkehr durch die West-
unterführung des Hauptbahnhofs
zur Fachhochschule geleitet. Und
in wenigen Jahren soll im Gaiser-
bahnhof der Mittelpunkt der
Durchmesserlinie zwischen Tro-
gen und Appenzell liegen.

Neuer Auftritt an zentraler Lage
Für Alexander Liniger schafft

das keine neue Voraussetzung für
den Schalterbetrieb: «Seine Lage
ist und bleibt zu peripher.» Nach-
dem es an den Schaltern der SBB
ein umfassendes Angebot gebe,
konzentrierten die AB ihre Ver-
kaufspräsenz lieber auf die grös-
sern eigenen Bahnhöfe. Bediente
Schalter werden von ihr noch in
Appenzell, Teufen, Speicher und
Heiden geführt. Der AB-Medien-
sprecher lässt aber durchblicken,
dass es für St.Gallen Ideen für eine
künftige gemeinsame Präsenz der
Bahn mit einer Tourismusorgani-
sation gibt. Vorausgesetzt, es finde
sich dafür eine bessere Lage.

SP: Mehr Gerechtigkeit
ohne Pauschalsteuer
Die Schweiz entfernt sich laut
der städtischen SP immer
mehr von ihrer Vision einer
gerechten Gesellschaft.
Deshalb sei die Abschaffung
der Pauschalsteuer ein Schritt
in die richtige Richtung.

Die SP St.Gallen nimmt Stellung
zu einem Tagblatt-Bericht (Aus-
gabe vom 29. Juni). Das Tagblatt
nehme darin einseitig Partei für
die Pauschalsteuer, heisst es in
einer Medienmitteilung. Die Hal-
tung von Stadtpräsident Thomas
Scheitlin, «welcher die Sache aus-
schliesslich aus Sicht des Stand-
ortwettbewerbs beurteilt und die
andere Seite der Medaille gänzlich
ausblendet», werde übernom-
men.

Gewinn für jede Gemeinde
Zwar sei richtig, dass in Zürich

nach der Abschaffung der Pau-
schalsteuer ein Teil der Pauschal-
besteuerten in andere Kantone
abgewandert seien. «Die Ge-
schichte ist damit aber nicht zu
Ende erzählt», schreibt die Partei.
Ausgeblendet werde im Artikel,
dass den Pauschalbesteuerten
niemand nachweine. «In der
Goldküstengemeinde Herrliberg
beispielsweise gab es elf ausländi-
sche Steuerpflichtige, nach der
Abschaffung waren es noch

sechs.» Der Gemeindeschreiber
von Herrliberg habe daraufhin ge-
sagt, dass der Wegzug von Pau-
schalbesteuerten in der Regel für
jede Gemeinde ein Gewinn sei.
Was er damit konkret meine: Dass
anstelle der wegziehenden Pau-
schalbesteuerten Leute zuzögen,
die normal besteuert würden. Die
so erzielten Steuereinkünfte
machten Ausfälle bei der Pau-
schalsteuer wieder wett. Entgin-
gen der Stadt in den nächsten Jah-
ren Steuereinnahmen, so sei der
Grund nicht die Abschaffung der
«unsolidarischen und ungerech-
ten Pauschalsteuer», sondern eine
«verfehlte Steuerpolitik auf kanto-
naler Ebene», heisst es weiter.

Zu stark an Reichen orientiert
Die SP fordert in ihrer Mittei-

lung eine Politik, «die sich nicht
immer stärker an den Bedürfnis-
sen der Reichen orientiert und auf
kurzfristige Einnahmen schielt».
Es gehe um die Einhaltung unse-
rer Verfassung und um Gerechtig-
keit. Dass sich die Schweiz immer
mehr von ihrer Vision einer ge-
rechten Gesellschaft entferne,
könne nicht länger hingenom-
men werden, schreibt die SP
schliesslich. Natürlich sei die Ab-
schaffung der Pauschalsteuer in
einem einzelnen Kanton noch
keine Lösung. «Aber es ist ein Teil-
erfolg und ein Schritt in die rich-
tige Richtung.» (pd/mke)
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Ein spektakuläres Loch
Dort, wo noch diesen Frühling neben der
Talstation der Mühleggbahn ein Kiesplatz
war, klafft jetzt eine Baugrube. Der Eingang

in den Steinachkanal wird neu gestaltet.
Das dient dem Hochwasserschutz. Ende
September sollen die Arbeiten fertig sein.

Und sie bewegen sich doch
Immer Anfang Juli beschäftigt sich das Stadtparlament mit hängigen
Vorstössen. Was jeweils so etwas wie ein Spaziergang durch die Stadtpolitik ist.
RETO VONESCHEN

Eine Möglichkeit, die Stadtparla-
mentarier haben, um Ideen in den
politischen Prozess einzubringen,
ist das Einreichen von Vorstössen.
Mit Motionen kann das Parlament
dem Stadtrat den Auftrag geben,
etwas zu regeln. Mit einem Postu-
lat kann es die Exekutive verknur-
ren, über ein Thema Bericht zu er-
statten.

Auch Mittel zur Profilierung
Es liegt in der Natur der Sache,

dass es oft einfacher ist, eine gute
– oder auch nur eine für die Profi-
lierung im Wahlkampf taugliche –
Idee als Motion oder Postulat im
Waaghaus überweisen zu lassen,
als den so erteilten Auftrag dann
auszuführen. Kommt dazu, dass
es schon auch ab und zu einen
Auftrag geben mag, um dessen Er-
füllung sich die Exekutive nicht
gerade reisst. Weil es um ein un-
angenehmes Thema geht oder
weil der Auftrag gegen den Willen
von Stadtrat und Verwaltung
erteilt wurde. Fairerweise muss
man da gleich nachschieben, dass
St.Galler Stadtrat und Verwaltung
sich aber bemühen, Vorstösse in
der Regel speditiv und innert
nützlicher Frist abzuhaken. Das
sieht man am relativ tiefen Durch-
schnittsalter hängiger Motionen
und Postulate (Kasten).

Nostalgische Gefühle
Der stadträtliche Bericht über

hängige Vorstösse ist immer
auch ein Spaziergang durch die
Themen der Stadtpolitik. Es sei so
etwas wie ein Rundgang «über alte
Schlachtfelder» oder durch alte
Schützengräben», witzelte vor
Jahren einmal ein Parlamentsmit-
glied. Es könne einem durchaus
passieren, dass man nostalgische
Gefühle verspüre, «wenn man da-
bei ‹einem alten Bekannten› be-
gegnet, über den seinerzeit viel-
leicht heftigst gestritten wurde».

Zu finden sind bei den hängi-
gen Vorstössen Dauerbrenner wie
Eintagsfliegen, die auf ein be-

stimmtes Ereignis gemünzt waren
und rasch an Aktualität verlieren.
Der älteste hängige Vorstoss da-
tiert vom 22. Juni 1999: Es ist das
Postulat für einen Kulturplatz an
der Museumstrasse beim Stadt-
park. In dieses Geschäft dürfte
jetzt Bewegung kommen. Der Ge-
staltungswettbewerb für den Platz
zwischen Tonhalle, Theater und
Natur-/Kunstmuseum wurde von
der Direktion Bau und Planung
Ende Mai ausgeschrieben.

Platz für unberührte Natur
Der zweite Methusalem unter

den hängigen Vorstössen ist das
Postulat «Wildnispark Goldacher
Tobel». Vom Stadtparlament er-
heblich erklärt worden war dieser
Vorstoss am 4. April 2000, also vor
mehr als elf Jahren. Zu einer Zeit,
als Parlament noch Grosser Ge-
meinderat hiess. Auch in dieses
Thema ist nach längerer öffent-
licher Sendepause in der ersten
Hälfte des laufenden Jahres Bewe-
gung gekommen.

Anfang Juni wurde die Schutz-
verordnung für die Naturoase am
östlichen St.Galler Stadtrand in
den insgesamt fünf daran betei-
ligten Gemeinden – Stadt St.Gal-
len, Mörschwil, Goldach, Unter-
eggen, Eggersriet – öffentlich auf-
gelegt. Die Frist zur Einsichtnah-

me in die Pläne und für die allfäl-
lige Einreichung von Einsprachen
läuft nächste Woche ab.

Die Federführung und Koordi-
nation des nicht einfachen Natur-
projektes liegt beim Kanton. Er
hatte die Arbeiten an der Schutz-
verordnung 2006 aufgenommen.
Als Basis für den Entwurf der
Verordnung waren zuerst aufwen-
dige Vorarbeiten nötig, die erst
noch zwischen den beteiligten
Gemeinden koordiniert werden
mussten. Nach Abschluss des
Auflageverfahrens müssen die
Gemeinden die Einsprachever-
fahren durchführen und über die
Schutzverordnung beschliessen.
In der Stadt wird für Letzteres das
Stadtparlament zuständig sein.

Wirtschaftliche Fragen
Und übrigens: Die jüngste Pen-

denz bei den hängigen Vorstössen
ist erst knapp ein halbes Jahr alt.
Es ist ein Postulat vom 22. Februar,
das Auskunft über die Strategie
der Stadt als Aktionärin, also als
Miteigentümerin an Wirtschafts-
unternehmen, verlangt. Der Vor-
stoss wurde von der Finanzkrise
ausgelöst. Der Bericht könnte
umfangreich und auch spannend
werden, weil er wohl grundsätz-
liche Fragen zur Wirtschaftsord-
nung berühren muss.

Vierzig hängige Vorstösse
Immer an der Rechnungssit-
zung vor den Sommerferien
beschäftigt sich das Stadtparla-
ment mit den hängigen Motio-
nen und Postulaten. Der Stadt-
rat legt dafür einen Bericht vor,
in dem er erläutert, wo die Be-
arbeitung dieser hängigen Vor-
stösse steht.

In der aktuellen Vorlage, die
das Parlament am nächsten
Dienstag diskutiert, sind sechs
Motionen und 34 Postulate auf-
gelistet, die der Erledigung har-

ren. Die Motionen sind im
Schnitt etwas älter als sechs, die
Postulate im Schnitt etwas älter
als zweieinhalb Jahre. Aller-
dings sind nur 8 der 40 hängi-
gen Vorstösse älter als fünf
Jahre. Drei Postulate haben sich
nach Meinung des Stadtrates
inzwischen «selber erledigt»
und sollen abgeschrieben wer-
den. Bei vier Motionen und elf
Postulaten soll die Frist für die
Bearbeitung nochmals verlän-
gert werden. (vre)
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